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Vertrauen in Pflegeheime leidet wegen Abschottung
Die Bettenauslastung in Altersheimen sank schweizweit um 3 Prozent. ImKanton Luzern hat sich die Lage dagegen schnell normalisiert.

Während des Lockdowns im
FrühlingwurdenBetagtenzent-
ren isoliert. Senioren durften
über Monate keine Besucher
empfangen.ZudemsinddieBe-
wohner selbst von Corona-In-
fektionen betroffen. Zahlendes
Kantons Luzern zeigen, dass
von den bisher 24 Todesfällen
deren 14 auf Alters- und Pflege-
heime entfallen. Zudem waren
rund fünfProzentder insgesamt
1400 positiv getesteten Perso-
nen inHeimenwohnhaft.

WegenderAbschottungder
Senioren und den Todesfällen
inHeimen hat das Vertrauen in
die Institutionen gelitten. Wie
eine Umfrage von Curaviva
Schweiz bei 400Heimen zeigt,
nahm die Bettenbelegung lan-
desweit im ersten Halbjahr um
3Prozentpunkte ab. «DieCoro-
nakrise hat dazu geführt, dass
bereits angemeldete Personen
nicht eingetreten sind oder den
Eintritt aufgeschoben haben»,
bestätigt der Dachverband der
Schweizer Heime.

Seniorinnen und Senioren
entscheiden sich also, länger zu
Hausezubleiben.ProSenectute
Luzern stellt fest, dassdieNach-
frage nach Entlastungsangebo-
ten imVergleichzurZeit vorCo-
rona gestiegen ist. Beim Mahl-
zeitendienst beträgt die
Zunahmerund20Prozent.Rue-
di Fahrni, Vorsitzender der Ge-
schäftsleitung, erklärt: «Die
meisten älteren Menschen
möchten so lange wie möglich
daheim bleiben. Die Verunsi-
cherung imZusammenhangmit
demCoronavirus ist ein Faktor,
der diesen Wunsch noch ver-
stärken kann.»

Überweisungenaus
Spitalnahmenab
Im Kanton Luzern betrug der
RückgangderBettenauslastung
gemäss Curaviva-Umfrage bei
27Betrieben0,7Prozentpunkte.
Laut Christian Arnold, Präsi-

dent von Curaviva Luzern, tre-
tenältereMenschenoftmalsdi-
rekt vomSpital in einHeim ein.
«Weil im Frühling viele Hospi-
talisierungen verschoben wur-
den, führtedies zu einemRück-
gang der Eintritte», so Arnold.
ZudemseiwährendderZeit des
Besuchsverbots eineZurückhal-
tungbeidenAnmeldungen fest-
stellbar gewesen.

Mittlerweile sei bei den Ein-
tritten im Kanton Luzern aber
wieder Normalität eingekehrt.
Arnoldsagt:«DieSchutzkonzep-
te der Branche haben sich be-
währt. Senioren und ihre Ange-

hörigen merken, dass Besuche
unter Einhaltung der Schutz-
massnahmen wieder möglich
sind.» Ob Besuche erlaubt blei-
ben, hängt von der epidemiolo-
gischenLage ab (sieheKasten).

Luzernervertrauen
denPflegeinstitutionen
Angesichts des geringen Rück-
gangs der Belegungsquote liegt
der Schluss nahe, dass das Ver-
trauen indieLuzernerBetagten-
zentren im Vergleich zur Ge-
samtschweiz kaumgelitten hat.
Erklären lässt sichdies auchda-
mit, dass Luzern grundsätzlich

weniger stark vomCoronavirus
getroffenwurde als etwaZürich
oderdieWestschweiz. «DieTo-
desfälle in denAlters- und Pfle-
geheimenwaren imerstenHalb-
jahr 2020 nicht höher als im
Vorjahr», ergänzt Arnold.

Laut dem Präsidenten von
Curaviva Luzern hat auch der
Umstand geholfen, dass in den
Medien keine Fälle von Alters-
heimen mit vielen Todesfällen
publik geworden seien. Einen
weiteren Unterschied zu ande-
ren Kantonen sieht Arnold im
ländlichenCharakter:«Invielen
LuzernerGemeindengibt esnur

ein einzigesHeim.DieEinwoh-
ner vertrauen der Institution,
man kennt sich und die Bezie-
hung ist persönlicher gestaltet.
Oft sind die Institutionen auch
im Besitz der Gemeinde oder
man arbeitet eng miteinander
zusammen.»

ObZufall odernicht:Beiden
städtischen Betagtenzentren
Dreilinden,Eichhof,Rosenberg,
Staffelnhof,WesemlinundTrib-
schen nahm die Bettenauslas-
tung im ersten halben Jahr um
2,9 Prozentpunkte ab, wie Viva
Luzernmitteilt.Das ist deutlich
mehrals imkantonalenSchnitt.

Die Auslastung habe sich aber
bis dato wieder erholt. Viva Lu-
zern geht davon aus, dass das
Coronavirus «deutliche finan-
zielle Spuren»hinterlassenwer-
de. Konkrete Zahlen liegen kei-
ne vor. Curaviva-Präsident Ar-
noldweist daraufhin, dassnicht
nur die gesunkenen Belegungs-
zahlen zu Ertragsausfällen füh-
ren: «Bei den Materialkosten
gibt es einen hohen Anstieg,
weil sich die Beschaffung der
Schutzmaterialien extrem er-
schwert und verteuert hat.»

Julian Spörri

Eine Bewohnerin einer Altersresidenz lauscht einem Konzert. Symbolbild: Gian Ehrenzeller/Keystone (16. April 2020)

Besucherbeschränkung
bei hohen Fallzahlen

Im Winter nimmt die Gefahr von
steigenden Coronafallzahlen zu.
Werden dann Besuchsverbote
für Betagtenzentren zur Option?
OberstesZiel sei es, dasssichdie
Bewohner in den Institutionen zu
Hause und in Sicherheit fühlen,
antwortetChristianArnold, Präsi-
dent von Curaviva Luzern. «Die
kantonale Entwicklung der Fall-
zahlen sowie die aktuelle Situa-
tion inder Institutionentscheiden
aber über die Stufe mit den ent-
sprechendenMassnahmen.»

Fünf Stufen im kantonalen
Schutzkonzept bestimmen, wie
die Heimleitungen Besuche zu
regeln haben. Derzeit gelten die
Massnahmender Stufe 3, weil es
in den letzten sieben Tagen zwi-
schen 41 und 100 neuen Fällen
gab. Heime sind dazu aufgefor-
dert, Besuchszeiten zu definie-
ren. Weiterhin gilt die Registra-
tionspflicht von Stufe 2. Erst ab
Stufe 5 (über 201 Fälle) sind Be-
suche nur nochmit Einverständ-
nis der Institutionsleitung mög-
lich. Bei Auftreten einer Anste-
ckung wird die Station direkt auf
die höchste Stufe gesetzt. (jus)

Parteien fordern Einwohnerrat für Sursee
Grüne, GLP, FDP und SVPwollen in Sursee ein Stadtparlament einführen – imNotfall sogarmit einer Initiative.

Niels Jost

DaspolitischeGeschehen inSur-
see könnte bald umgekrempelt
werden. In der Stadt mit 10380
Einwohnern laufen Diskussio-
nen über die Einführung eines
Einwohnerrats. Das Thema ha-
ben die FDP, GLP und Grünen
aufs Tapet gebracht. Dies beim
Austauschmit dem neu zusam-
mengesetztenStadtrat.Auchdie
SVPbefürwortet dasAnliegen.

Feuer und Flamme sind ins-
besondereSamuelZbindenund
Mario Cozzio. Die beiden Kan-
tonsräte präsidierendieGrünen
respektivedieGLP inSursee. Sie
heben zwei Argumente hervor:
die Grösse und die Zentrums-
funktion Sursees. «Eine Ge-
meindeversammlung ist nicht
mehrdas richtige Instrument für
Sursee», sagt Cozzio. So sei je-
weils nur ein Bruchteil der
Stimmbevölkerung anwesend.
Und bei gut besuchten Ver-

sammlungen ginge schnell die
Übersicht verloren. So gesche-
hen im März 2019 bei der Ge-
meindeversammlung (GV)über
dieOrtsplanung,welcheanzwei
Abenden jeweils bis spät in die
Nacht dauerte. «Eine seriöse
Auseinandersetzung mit den
Traktanden war nicht mehr
möglich», blickt Samuel Zbin-
den zurück. «Ein Einwohnerrat
würde die Bevölkerung besser
repräsentierenunddieGeschäf-
tewären breiter abgestützt.»

Mit einem Parlament könn-
teman lautMarioCozzio zudem
auf einen Teil der Kommissio-
nen verzichten, deren Aufgabe
derzeit überprüftwird (Ausgabe
vonMittwoch). Sursee zählt ak-
tuell 21 solche Gremien mit to-
tal 170 Sitzen, die vomStadtrat,
Angestellten der Verwaltung
und mehrheitlich von Bürgern
besetztwerden.Angesichtsdes-
sen sagtCozzio:«Ichhabekeine
Angst, dass wir nicht genügend

Leutefindenwürden füreinPar-
lament von beispielsweise
30 Personen.»

Im Kanton Luzern verfügen
vier Gemeinden über ein Parla-
ment: Luzern, Kriens, Emmen
undHorw.Ab 2024 gibt es auch
in Ebikon eines. Die Stimmbür-
gerhabeneine Initiativevorzwei

Wochen mit 78 Prozent ange-
nommen.Dies sei abernichtdie
Initialzündung in Sursee gewe-
sen, heisst es bei den Parteien.
Tatsächlich:ÜbereinParlament
wird seit 1973 diskutiert. Erst
2015 lehnten die Stimmbürger
eine Initiative der SVP ab, wel-
chedieGVabschaffenunddurch
Urnengänge ersetzenwollte.

FürSVP-PräsidentKarlRan-
da istnachwievorklar:«Esmuss
endlich etwas gehen in Sursee.»
Auch sein Pendant bei der FDP,
Joachim Cerny, findet: «Es ist
langsam an der Zeit für einen
Einwohnerrat.» Ihm zufolge
würden die Vorlagen immer
komplexer, gleichzeitig sei eine
GV von Emotionen getrieben.
Und angesichts des Bevölke-
rungswachstums sagt er: «Ein
Parlamentwürdezumehrdemo-
kratischerMitsprache führen.»

AndererMeinung istMartin
Bisig. Der SP-Präsident sagt:
«Grundsätzlich kann jeder an

der GV teilnehmen. Auch
Nicht-Parteimitglieder können
sichgut einbringenundunkom-
pliziertmitdiskutieren.»Klar, so
Bisigweiter, könnemanüberdie
LängeoderdenZeitpunktdisku-
tieren. Doch er ist überzeugt:
«Die GV ist ein urdemokrati-
schesElement.MiteinemParla-
ment delegiert man lediglich
eineweitereAufgabederStimm-
bürger anEinwohnerräte ab.»

CVPstellt
Kosten-Nutzen-Frage
Eine klar ablehnende Haltung
zumEinwohnerrat hat die CVP,
welchewiedieFDPzweider fünf
Stadtratssitze stellt. «Das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis stimmt
für die Grösse Sursees nicht»,
sagt Präsidentin SusanneStöck-
li. Sie befürchtet, dass aufgrund
der Vorstösse aus dem Parla-
ment zu viel Arbeit auf die Ver-
waltung fallenwürde.Nochkei-
ne Stellung bezogen hat der

Stadtrat. «Wir verschliessenuns
derDiskussionsicherlichnicht»,
sagt Jolanda Achermann Sen
(SP), welche die abwesende
Stadtpräsidentin Sabine Beck
(CVP) vertritt. Das Anliegen
werde man in der anstehenden
ÜberprüfungderKommissions-
arbeit einbeziehen, so Senn.

DaskönntedenGrünenund
derGLPzuwenig schnell gehen.
DieParteienprüfenderzeit, eine
Gemeindeinitiative zu lancie-
ren, sollte die Einführung auf
die lange Bank geschoben wer-
den. Eine Initiative bräuchte es
gemässderStadtverwaltungoh-
nehin, um die nötige Änderung
der Gemeindeordnung durch-
führen zu können. Unterstüt-
zung könnte von der FDP kom-
men. Präsident Joachim Cerny
sagt: «Wenn der Stadtrat das
Thema nicht in der jetzigen Le-
gislatur prüft, dann kommt das
Parlament frühestens in acht
Jahren. Das ist zu spät.»

«EinEinwohnerrat
würdedie
Bevölkerungbesser
repräsentieren.»

SamuelZbinden
PräsidentGrüne Sursee


